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UNTERNEHMER

VIERTES BÜROKRATIEENTLASTUNGSGESETZ: 
UMSATZSTEUERLICHE NEUERUNGEN AB 2025

Das am 29.10.2024 im Bundesgesetzblatt veröffentlichte Vierte 
Bürokratieentlastungsgesetz (BEG IV) verfolgt das Ziel, Bür-
ger, Unternehmen und Verwaltung von überflüssiger Bürokratie 
zu entlasten. Es umfasst vielfältige Maßnahmen zur Förderung 

der Digitalisierung, zur Reduzierung von Melde- und Informa- 
tionspflichten sowie zur Optimierung und Beschleunigung admi-
nistrativer Abläufe. Insbesondere im Bereich der Umsatzsteuer 
führt das Gesetz zahlreiche Neuerungen ein. Die meisten Rege-
lungen traten zum 01.01.2025 in Kraft und zielen darauf ab, den 
Verwaltungsaufwand deutlich zu senken.

1.	Verkürzung der Aufbewahrungsfristen: Eine der zentralen  
Neuerungen ist die Verkürzung der Aufbewahrungsfrist für 
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Rechnungen und Buchungsbelege von bisher zehn auf acht 
Jahre. Dies betrifft auch umsatzsteuerliche Dokumente, da 
die Frist zur Aufbewahrung von Rechnungen in § 14b Abs. 1 
Satz 1 Umsatzsteuergesetz entsprechend angepasst wird.

2.	Anhebung der Schwellenwerte für Umsatzsteuer-Vor- 
anmeldungen: Zum 01.01.2025 wird der Schwellenwert für 
die Pflicht zur monatlichen Abgabe von Umsatzsteuer-Vor- 
anmeldungen von bisher 7.500 € auf 9.000 € Umsatz im vo-
rangegangenen Kalenderjahr angehoben. Dies ermöglicht es 
kleineren Unternehmen, ihre Voranmeldungen nur noch vier-
teljährlich statt monatlich abzugeben, was den administrativen 
Aufwand reduziert.

3.	Erhöhung der Bagatellgrenze bei der Differenzbesteu-
erung: Die Bagatellgrenze für den Einkaufspreis bei der Dif-
ferenzbesteuerung wird von 500  € auf 750  € erhöht. Diese 
Änderung vereinfacht insbesondere das Geschäft von Wieder-
verkäufern.

4.	Weitere Maßnahmen zur Digitalisierung: Zur Förderung der 
Digitalisierung im Steuerrecht führt das BEG IV die Möglich-
keit ein, Steuerbescheide künftig elektronisch zum Abruf 
bereitzustellen. Dies betrifft auch Bescheide, die im Zusam-
menhang mit der Umsatzsteuer stehen, und ersetzt die bisher 
notwendige Einwilligung des Empfängers durch eine Wider-
spruchslösung. Ab dem vierten Tag nach der Bereitstellung 
gilt ein solcher Bescheid als bekanntgegeben.

UMSATZSTEUER BEI ELEKTROAUTO-
LADEVORGÄNGEN
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Im Zusammenhang mit der umsatzsteuerlichen Behandlung von 
Karten und Applikationen zur Abwicklung von Ladevorgängen 
bei Elektrofahrzeugen hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
nun ein wegweisendes Urteil gefällt. Im Besprechungsfall stellt 
die deutsche Gesellschaft Digital Charging Solutions (DCS) 
Nutzern von Elektrofahrzeugen in Schweden Zugang zu einem 
Netz von Ladepunkten zur Verfügung. Diese Ladepunkte wer-
den von dort ansässigen Ladepunktbetreibern betrieben. DCS 
ermöglicht über Karten und Authentifizierungsapplikationen die 
Registrierung und Abrechnung der Ladevorgänge. Neben dem 
eigentlichen Ladevorgang umfasst die Leistung von DCS auch 
zusätzliche Dienstleistungen wie die Bereitstellung der Lade- und 
IT-Infrastruktur sowie die Nutzung von Standplätzen.

Der EuGH hatte zu klären, ob DCS bei der Abwicklung der Lade-
vorgänge als Kommissionär oder als Käufer auftritt. Die steuer-
liche Einstufung ist insbesondere bei komplexen Leistungsketten 
wie beim sogenannten E-Roaming-Modell (Ladepunktbetreiber 
CPO - E-Mobility-Provider EMP - Fahrzeugnutzer EMU) von 
entscheidender Bedeutung. Die umsatzsteuerliche Behandlung 
solcher Modelle war bislang weder auf EU- noch auf nationaler 
Ebene abschließend geregelt. Die EuGH-Richter urteilten, dass 
hier ein Kommissionsgeschäft in Bezug auf die Lieferung von 
Elektrizität vorliegt. Laut Gericht erfüllt DCS die beiden wesent- 
lichen Voraussetzungen für ein Kommissionsgeschäft:

1.	Beauftragung: DCS handelt im eigenen Namen, aber für 
Rechnung des Endnutzers.

2.	Gleichartigkeit der Leistungen: Der vom Betreiber bezoge-
ne und der an den Nutzer weitergegebene Strom sind gleich-
artig.

Dieses Urteil unterscheidet sich von der bisherigen Rechtspre-
chung. Anders als bei Tankkarten für Verbrennerfahrzeuge 
dienen Karten und Apps hier nicht der Bezahlung, sondern der 
Freischaltung des Zugangs. Damit liegt kein Finanzierungsge-
schäft vor.

Hinweis: Das Urteil bringt Klarheit für Anbieter von E-Char-
ging-Diensten und die steuerliche Einordnung ihrer Leistun-
gen. Es bleibt abzuwarten, wie die Grundsätze des Urteils in 
nationale Steuerregelungen umgesetzt werden.

FREIBERUFLER

INFLUENCER KÖNNEN KLEIDUNG UND 
ACCESSOIRES NICHT ABSETZEN

Wenn Arbeitnehmer die Kosten für ihre Arbeitskleidung 
selbst tragen, können sie diese als Werbungskosten in ihrer 
Einkommensteuererklärung abrechnen - absetzbar sind dann 
sowohl die Anschaffungskosten als auch die Kosten für Reini-
gung und Reparatur. Dies gilt allerdings nur, wenn die Kleidung 
nicht vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellt und bezahlt wurde. 
Erstattet der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer einen Teil der Kos-
ten, darf nur der selbst getragene Anteil von der Steuer abgesetzt 
werden.

Absetzbar ist allerdings stets nur Kleidung, die nahezu ausschließ-
lich für die berufliche Nutzung bestimmt und geeignet bzw. da-
für erforderlich ist (z.B. Uniformen, Schutzanzüge oder spezielle 
Arbeitsschuhe). Die entsprechenden Rechnungen für typische 
Berufskleidung sollten aufbewahrt werden, falls das Finanzamt 
(FA) diese anfordert. Die Kosten für bürgerliche Kleidung wer-
den vom Fiskus nicht anerkannt. Eine neue Entscheidung des Fi-
nanzgerichts Niedersachsen (FG) zeigt, dass auch Influencer die 
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Kosten für ihre bürgerliche Kleidung nicht als Betriebsausgaben 
absetzen können. Geklagt hatte eine Influencerin und Bloggerin, 
die seit 2007 auf verschiedenen Social-Media-Plattformen und 
Internetseiten tätig war; sie wollte ihre Kosten für hochwertige 
Kleidung, Handtaschen und Kosmetika als Betriebsausgaben 
von der Steuer absetzen. Ihr Argument: Sie habe die Produkte 
angeschafft, um diese überwiegend zur Ausübung ihrer berufli-
chen Tätigkeit zu verwenden, sprich, um sie als Influencerin ihren 
Followern zu präsentieren. Zumindest 40 % der Kosten - knapp 
12.000 € - seien deshalb als Betriebsausgaben anzuerkennen. 
Sie erklärte dem FA, dass die gekauften Gegenstände zwingend 
erforderliche Arbeitsmaterialien für ihre berufliche Tätigkeit bzw. 
zur Einnahmeerzielung gewesen seien.

Das FG erkannte die Kosten jedoch nicht an und verwies darauf, 
dass es unmöglich sei, bei den besagten Produkten zwischen 
beruflicher und privater Nutzung zu trennen. Vielmehr seien die 
Kleidungsstücke ihrer Bestimmung nach im privaten Bereich 
nutzbar - somit könnten sie nicht als Betriebsausgaben berück-
sichtigt werden. Es handle sich zwar um hochwertige, aber immer 
noch um „bürgerliche Kleidung“ - für diese sei weder ein Betriebs-
ausgabenabzug noch ein Werbungskostenabzug möglich. Glei-
ches gelte für Mode-Accessoires wie Handtaschen.

ARBEITGEBER UND 
ARBEITNEHMER

WANN SICHERHEITSMASSNAHMEN (NICHT) ZUM 
STEUERPFLICHTIGEN ARBEITSLOHN GEHÖREN

Sind Arbeitnehmer aufgrund ihrer beruflichen Position in 
ihrer Sicherheit gefährdet, stellt sich die Frage, ob sich die 
Kosten für Sicherheitsmaßnahmen lohnsteuererhöhend bei 
ihnen auswirken. Das Bundesfinanzministerium hat sich in ei-
nem neuen Schreiben nun zur lohnsteuerlichen Behandlung 
entsprechender Kosten geäußert. Hiernach gilt: Kosten des Ar-
beitgebers für Leibwächter und Personenschützer führen nicht 
zu steuerpflichtigem Arbeitslohn der konkret zu schützenden 
Person, weil diese Vorteile im ganz überwiegend eigenbetrieb- 
lichen Interesse des Arbeitgebers gewährt werden.

Ob Kosten des Arbeitgebers für den Einbau von Sicherheits-
einrichtungen in Wohnungen von konkret positionsgefährdeten  
Arbeitnehmern zu steuerpflichtigem Arbeitslohn führen oder 
steuerlich außen vor bleiben dürfen, entscheidet sich nach dem 
Maß der bestehenden Gefährdung: Bei Arbeitnehmern, die durch 
eine Sicherheitsbehörde in die Gefährdungsstufen 1 bis 3 ein-
geordnet worden sind, ergibt sich durch den Einbau der Sicher-
heitseinrichtungen in der Regel kein steuerpflichtiger Arbeitslohn, 
weil Vorteile aus dem Einbau im ganz überwiegend eigenbetrieb-
lichen Interesse des Arbeitgebers gewährt werden.

Bei Arbeitnehmern der Gefährdungsstufe 3 (niedrigste Stufe) gilt 
dies allerdings in der Regel nur bis zu einem Betrag von 30.000 € 

(veranlagungszeitraumübergreifender Höchstbetrag). Bei höhe-
ren Aufwendungen ist nur dann von einem ganz überwiegend ei-
genbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers auszugehen, wenn 
der Einbau der Sicherheitseinrichtungen von der Sicherheitsbe-
hörde empfohlen worden ist.

Bei Arbeitnehmern, für die keine konkrete Gefährdungslage vor-
liegt (keine Gefährdungsstufe), handelt es sich bei den Aufwen-
dungen des Arbeitgebers um steuerpflichtigen Arbeitslohn.

Sofern ein Vorteil als lohnsteuerpflichtig eingestuft wird, fließt er 
dem Arbeitnehmer beim Einbau sofort als Arbeitslohn zu.

Hinweis: Eine spätere Änderung der Gefährdungsstufe löst 
keine steuerlichen Konsequenzen aus - es erfolgt also keine 
Erfassung eines steuerpflichtigen Vorteils nach Herabset-
zung der Gefährdungsstufe und kein Ansatz von negativem 
Arbeitslohn bei Heraufsetzung, es sei denn, die Änderung 
erfolgt noch innerhalb des Einbaujahres.

Ersetzt der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer Aufwendungen für 
den Einbau von Sicherheitseinrichtungen oder laufende Betriebs- 
oder Wartungskosten, bleibt dieser Ersatz - bei entsprechender 
Gefährdungslage des Arbeitnehmers - ebenfalls steuerlich au-
ßen vor. Dies gilt aber nur dann, wenn die Aufwendungen in 
zeitlicher Nähe zum Einbau oder zu der Zahlung laufender Be-
triebs- oder Wartungskosten ersetzt werden; andernfalls ist der 
Aufwendungsersatz steuerpflichtiger Arbeitslohn.

Trägt ein konkret gefährdeter Arbeitnehmer die Kosten für Sicher-
heitseinrichtungen selbst (ohne Arbeitgebererstattung), kann er 
diese als Werbungskosten abziehen. Aufwendungen eines 
nicht konkret gefährdeten Arbeitnehmers für Sicherheitseinrich-
tungen gehören hingegen zu den nicht abziehbaren Kosten der 
privaten Lebensführung.

DIENSTWAGEN: PRIVATE MAUT-, FÄHR- UND 
PARKKOSTEN MINDERN DEN VORTEIL NICHT
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Dürfen Arbeitnehmer ihren Dienstwagen auch für private Zwe-
cke nutzen, versteuern sie diesen geldwerten Vorteil häufig nach 
der sogenannten 1-%-Regelung. Sofern sie sich selbst an den 
Kosten des Dienstwagens beteiligen, können sie diese Zuzah-
lung häufig von ihrem zu versteuernden Nutzungsvorteil abzie-
hen. Eine solche Kostenbeteiligung ist häufig ein Weg, um den 
Dienstwagen mit zusätzlicher Sonderausstattung zu versehen, 
die der Arbeitgeber selbst nicht bezahlt hätte.

Einschränkend hat der Bundesfinanzhof (BFH) nun aber ent-
schieden, dass selbst getragene Aufwendungen des Arbeitneh-
mers den geldwerten Vorteil nur mindern, wenn diese bei einer 
(hypothetischen) Kostentragung durch den Arbeitgeber Bestand-
teil dieses Vorteils und somit von der Abgeltungswirkung der 
1-%-Regelung erfasst wären.

Geklagt hatte ein Arbeitnehmer, der seinen 1-%-Vorteil um selbst 
getragene Maut-, Fähr- und Parkkosten sowie die Absetzung 
für Abnutzung (AfA) eines privat angeschafften Fahrradträgers 
für den Dienstwagen mindern wollte. Die Maut-, Fähr- und Park-
kosten betrafen allesamt private Urlaubsreisen und Privatfahrten. 
Das Finanzamt versagte die Minderung des geldwerten Vorteils 
und erhielt nun Rückendeckung vom BFH. Die Bundesrichter 
wiesen darauf hin, dass Maut-, Fähr- und Parkkosten, die einem 
Arbeitnehmer auf Privatfahrten entstünden, einen eigenständi-
gen geldwerten Vorteil begründeten, wenn sie vom Arbeitgeber 
übernommen würden. Sie wären in diesem Fall nicht vom pau-
schal ermittelten 1-%-Vorteil gedeckt. Daraus ergibt sich nach 
Gerichtsmeinung im Umkehrschluss, dass der geldwerte Vorteil 
des Arbeitnehmers aus der Nutzungsüberlassung des Fahrzeugs 
nicht gemindert werden kann, wenn der Arbeitnehmer diese Auf-
wendungen selbst trägt. Dies gilt ebenso für die Abschreibung 
des erworbenen Fahrradträgers.

HAUSBESITZER

PHOTOVOLTAIK: GEZAHLTE UMSATZSTEUER 
KANN ZURÜCKVERLANGT WERDEN
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Seit dem 01.01.2023 fällt auf den Kauf und den Einbau von pri-
vaten Photovoltaikanlagen keine Umsatzsteuer mehr an - es 
gilt ein Umsatzsteuersatz von 0 %. Wer sich um den Jahres- 

wechsel 2022/2023 eine Photovoltaikanlage auf seine private Im-
mobilie installieren ließ, sollte ein neues Urteil des Amtsgerichts 
München (AG) kennen, das in einem Zivilrechtsstreit zwischen ei-
nem Installateur und einem seiner Kunden erging. Letzterer hatte 
im Sommer 2022 die Lieferung und den Einbau einer Photovol- 
taikanlage (einschließlich des Umbaus des Zählerkastens) be-
stellt. Kostenpunkt: 15.900 € zuzüglich 3.021 € Umsatzsteuer.

Der Installateur montierte die Anlage noch 2022, so dass der 
Kunde auch in diesem Jahr die Rechnung beglich. Letzte Män-
gel an der Anlage wurden aber erst 2023 beseitigt, nachdem der 
örtliche Netzbetreiber diese bei der Abnahme (ebenfalls 2023) 
festgestellt hatte. Die Anlage war somit erst an das Stromnetz 
angeschlossen worden, nachdem der Netzbetreiber einen Zwei-
stromzähler eingebaut hatte (im Mai 2023). Der Kunde verklagte 
seinen Installateur auf Rückerstattung der Umsatzsteuer, da er 
davon ausging, dass die Leistung erst in 2023 erbracht worden 
war und somit von der neuen Umsatzsteuerfreiheit erfasst  
wurde.

Das AG gab dem Kunden nun Recht und erklärte, dass Planung, 
Lieferung und Einbau einer Photovoltaikanlage als einheitlicher 
wirtschaftlicher Vorgang anzusehen sei, der nicht in Einzelbe-
standteile aufgesplittet werden dürfe. Maßgeblich sei, dass der 
Leistungsempfänger eine betriebsfertige Anlage wünschte. Eine 
einheitliche (Werk-)Lieferung sei aber erst ausgeführt, wenn der 
Empfänger die Verfügungsmacht über den geschuldeten Ge-
genstand erhalte - dies sei erst nach beendeter Abnahme und  
erfolgtem Anschluss der Anlage an das Stromnetz der Fall. Im 
vorliegenden Fall war die gesamte Leistung also erst 2023 er-
bracht worden, so dass die Umsatzsteuerbefreiung anwendbar 
war.

IST EINE VORWEGGENOMMENE SCHENKUNG 
EIN VERÄUSSERUNGSGESCHÄFT?

Wie heißt es so schön: Man soll lieber mit warmen Händen als mit 
kalten geben. Mit anderen Worten sollte man noch vor dem Tod 
einen Teil seines Vermögens übertragen. Dabei muss natürlich 
die Erbschaftsteuer beachtet werden. Der Beschenkte hat je-
doch, abhängig von seiner Beziehung zum Schenker, auch Frei-
beträge. Aber wie ist es auf Seiten des Schenkers? Das Finanz-
gericht Niedersachsen (FG) musste entscheiden, ob im Streitfall 
möglicherweise ein privates Veräußerungsgeschäft vorliegt.

Im Jahr 2019 übertrug der Kläger im Wege der vorweggenom-
menen Erbfolge ein Grundstück auf seine Tochter, das er im Jahr 
2014 für 143.950 € erworben hatte. Die Tochter übernahm ein 
noch valutierendes Darlehen in Höhe von 115.000  €. Im Rah-
men der Einkommensteuerveranlagung teilte das Finanzamt die 
teilentgeltliche Übertragung entsprechend dem Verhältnis zwi-
schen dem Verkehrswert und dem übernommenen Restdarlehen 
auf und berücksichtigte beim Kläger einen steuerpflichtigen pri-
vaten Veräußerungsgewinn.

02/2025 - 4 -



Die Klage vor dem FG war erfolgreich. Die teilentgeltliche Über-
tragung des Grundstücks im Wege der vorweggenommenen Erb-
folge ist kein steuerbares privates Veräußerungsgeschäft. 
Private Veräußerungsgeschäfte sind realisierte Werterhöhun-
gen oder Wertminderungen aus verhältnismäßig kurzfris- 
tigen Umsatzgeschäften von Immobilien im Privatvermögen.

Bei der Übertragung einer Immobilie im Wege der vorwegge-
nommenen Erbfolge kommt es aber nicht zu einem „realisierten 
Wertzuwachs“. Vielmehr würde ein fiktiver Ertrag der Steuer 
unterworfen, was nicht zulässig wäre. Der Kläger verfügte am 
Tag vor der Übertragung über eine Immobilie, für die er im Jahr 
2014 insgesamt 143.950  € bezahlt hatte. Diese war noch mit 
115.000 € belastet. Per saldo war die Immobilie mit einem Anteil 
von 28.950 € lastenfrei. Durch die Übertragung auf die Tochter 
wurde der Vermögensbestand des Klägers vermindert und 
nicht erhöht. Bei ihm entstand also kein Wertzuwachs, so dass 
auch kein privates Veräußerungsgeschäft vorlag.

Hinweis: Sie planen die Schenkung einer Immobilie? Befra-
gen Sie uns zu den steuerlichen Konsequenzen.

ALLE STEUERZAHLER

VERZICHT AUF DEN GESETZLICHEN ERBTEIL 
„ZÜNDET“ NICHT ALS STEUERSPARMODELL

Wer Vermögen verschenkt oder vererbt, möchte dies möglichst 
steuerschonend tun. Wie hoch der Steuerzugriff ausfällt, hängt 
dabei maßgeblich von der Frage ab, welche Freibeträge des 
Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes auf den Vermö-
genserwerb anwendbar sind. Hiernach gilt für Ehegatten ein 
Freibetrag von 500.000 € und für Kinder von 400.000 €. En-
kelkinder erhalten grundsätzlich einen Freibetrag von 200.000 €, 
können aber 400.000 € beanspruchen, sofern ihr Elternteil (das 
Kind des Erblassers) bereits verstorben ist.

Nach einem neuen Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) kann der 
hohe erbschaftsteuerliche Freibetrag für Kinder nicht durch deren 
(zivilrechtlich wirksamen) Verzicht auf den gesetzlichen Erbteil 
auf die nächste (Enkel-)Generation übertragen werden. Der Ver-
zicht auf den gesetzlichen Erbteil eines Abkömmlings scheidet 
somit als „Steuersparmodell“ für die Enkel des Erblassers aus.

Im zugrunde liegenden Fall hatte der Vater des Klägers gegen-
über seinem eigenen Vater (dem Großvater des Klägers) vertrag-
lich auf sein gesetzliches Erbrecht verzichtet. Zivilrechtlich galt 
der Vater deshalb als verstorben und hatte auch keinen Anspruch 
auf einen Pflichtteil. Als der Großvater verstarb, wurde der Kläger 
(also sein Enkel) zum gesetzlichen Erbe. Er beantragte deshalb 
beim Finanzamt (FA), ihm für die Erbschaft einen Freibetrag in 
Höhe von 400.000 € zu gewähren. Das FA gestand dem Kläger 

aber nur einen Freibetrag in Höhe von 200.000 € zu - den Frei-
betrag, der ihm als Enkel nach seinem verstorbenen Großvater 
zustand, da sein eigener Vater zwar auf seinen gesetzlichen Erb-
teil verzichtet hatte, aber bei Tod des Großvaters noch am Leben 
war.

Der BFH gab dem FA Recht und erklärte, dass der Gesetzes-
wortlaut eindeutig sei und als Empfänger des höheren Freibe-
trags nur „Kinder“ und „Kinder verstorbener Kinder“ benenne. Die 
erbschaftsteuerrechtlichen Freibetragsregelungen wollen die Ab-
kömmlinge der ersten Generation (Kinder) begünstigen. Bei den 
Enkeln hat der Gesetzgeber die familiäre Verbundenheit nicht als 
so eng angesehen und gibt ihnen einen geringeren Freibetrag. 
Lediglich wenn die eigene Elterngeneration vorverstorben ist, 
sieht der Gesetzgeber die Großeltern für das Auskommen der 
„verwaisten Enkel“ in der Pflicht und gewährt ihnen den höheren 
Freibetrag von 400.000 €.

Eine Ausdehnung des höheren Freibetrags auf Kinder, die nur 
vom Gesetz als verstorben angesehen werden, die aber tatsäch-
lich bei Tod des Großelternteils noch leben, hat der Gesetzgeber 
nicht gewollt. Die Vergünstigung ist nicht geboten, wenn der Ab-
kömmling des Erblassers noch lebt und weiterhin für die finan- 
zielle Ausstattung seines Kindes (des Enkels des Erblassers) 
sorgen kann. Außerdem kann das von der gesetzlichen Erbfolge 
ausgeschlossene Kind weiterhin bei Tod seines Elternteils testa-
mentarisch erben und dann seinen eigenen Freibetrag als Kind 
in Höhe von 400.000 € in Anspruch nehmen. Würde dem Enkel 
dieser Freibetrag dann ebenfalls gewährt, wäre das eine legale 
Steuerumgehungsmöglichkeit in Gestalt einer Doppelbegünsti-
gung, die von Gesetzes wegen nicht gewollt ist.

ABSCHLAGSZAHLUNGEN SIND OHNE 
RECHNUNG NICHT ABSETZBAR
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Private Haushalte dürfen Handwerkerlöhne mit 20 % von der 
Einkommensteuer abziehen. Das Finanzamt erkennt Lohn-
kosten bis 6.000  € pro Jahr an, die maximale Steuerersparnis 
beträgt also 1.200 €. Erstreckt sich eine Baumaßnahme in den 
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eigenen vier Wänden über einen Jahreswechsel und ist der 
jahresbezogene Höchstbetrag im auslaufenden Jahr noch nicht 
ausgeschöpft, kann es sich aus steuerlicher Sicht lohnen, vom  
Handwerker noch vor dem Jahreswechsel eine Abschlagsrech-
nung zu verlangen und diese sofort zu begleichen. Durch diesen 
Kniff lässt sich die Steuerersparnis dann noch für das auslaufen-
de Jahr sichern, zudem bleibt der Höchstbetrag für das neue Jahr 
unangetastet.

Eine Entscheidung des Finanzgerichts Düsseldorf (FG) zeigt, 
dass für den steuerlichen Abzug einer Vorauszahlung aber  
unbedingt eine Abschlagsrechnung vorliegen muss. Im vorlie-
genden Fall hatte ein Ehepaar im Herbst 2022 ein Handwerksun-
ternehmen mit dem Austausch seiner alten Ölheizung sowie Sa-
nitärarbeiten in seinem Haus beauftragt. Ende November 2022 
schlug das Paar seinem Heizungs- und Sanitärbetrieb per E-Mail 
vor, ihm noch im laufenden Jahr zwei Drittel der kalkulierten 
Lohnkosten als Abschlag in Rechnung zu stellen. Nachdem der 
Betrieb nicht auf die E-Mail reagiert hatte, überwies das Ehepaar 
kurz vor Jahresende einfach unaufgefordert rund 5.200  €, um 
den Steuervorteil für das auslaufende Jahr noch zu nutzen.

Die beauftragten Arbeiten wurden erst im Jahr 2023 durchge-
führt und anschließend vom Betrieb in Rechnung gestellt. Das 
Finanzamt erkannte die Vorauszahlung nicht steuermindernd an 
und erklärte, dass die Rechnung dazu gefehlt habe. Das Ehepaar 
klagte und argumentierte, dass es für den Steuerabzug nur auf 
den Zeitpunkt der Zahlung ankomme. Zudem hätte ein entspre-
chendes Angebot des Handwerksbetriebs als Grundlage für die 
Zahlung vorgelegen.

Das FG wies die Klage ab und erklärte, dass ein Steuerabzug 
nur vorgenommen werden könne, wenn der Steuerzahler eine 
vorschriftsmäßige Rechnung über die erbrachten Handwerker-
leistungen vorlegen könne. Die einseitig vorgenommene Voraus-
zahlung ohne Rechnung und Leistungserbringung entspreche 
nicht den Vorgaben und dem Zweck des Gesetzes. Eine E-Mail 
ersetze außerdem keine Rechnung.

Hinweis: Wer den Steuerbonus für Handwerkerleistun-
gen für Abschlagszahlungen geltend machen will, sollte 
daher unbedingt auf eine Abschlagsrechnung bestehen, 
sofern Abschlag und Abschluss der Baumaßnahme bzw.  
Rechnungsstellung nicht in dasselbe Jahr fallen. Der Hand-
werksbetrieb muss darin zudem zwischen Lohn- und Ma-
terialkosten unterscheiden, weil nur Lohnkosten steuerlich 
anerkannt werden. Eine reine Abschlagszahlung für Mate-
rialkosten wirkt sich steuerlich nicht aus. Weiterhin gilt zu 
beachten, dass das Geld auf das Konto des Unternehmers 
überwiesen werden muss. Barzahlungen werden von den Fi-
nanzämtern nicht anerkannt und machen den Steuervorteil 
zunichte.

ZAHLUNGSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG

(*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- und Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.

10.02.2025 (*13.02.2025)
•	 Umsatzsteuer zzgl. 1/11 der Vorjahressteuer 

bei Dauerfristverlängerung
(Monatszahler)

•	 Lohnsteuer mit SolZ u. KiSt
(Monatszahler)

17.02.2025 (*20.02.2025)
•	 Gewerbesteuer
•	 Grundsteuer

26.02.2025
•	 Sozialversicherungsbeiträge

Februar 2025
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1 2

3 4 5 6 7 8 9

10 11 12 13 14 15 16

17 18 19 20 21 22 23

24 25 26 27 28
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Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung 
kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. Zu den  
behandelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.
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